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W194 2179678-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Daniela SABETZER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde der XXXX gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 04.10.2017, GZ 0001717316,
Teilnehmernummer: XXXX, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist nicht zulassig.
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Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Mit am 11.08.2017 bei der belangten Behdrde eingelangtem Formular beantragte die Beschwerdefihrerin - fur die
eine Gebuhrenbefreiung bis zum 30.09.2017 bestand - die (weitere) Befreiung von der Rundfunkgebuthr fir ihre und
Fernsehempfangseinrichtungen.

Auf dem Antragsformular kreuzte die Beschwerdeflhrerin unter der Rubrik "wenn Sie eine der nachstehenden
Anspruchsvoraussetzungen erfullen, kreuzen Sie bitte das entsprechende Feld an" keine der dort angegebenen
Auswahlmaéglichkeiten an. Sie gab an, dass eine weitere Person in ihrem Haushalt leben wiirde - XXXX.

Dem Antrag waren folgende Unterlagen angeschlossen:

eine Schulbesuchsbestatigung der Beschwerdefuhrerin,

Meldebestatigungen der Beschwerdefihrerin und der weiteren Person im gemeinsamen Haushalt,

eine Mietkostenvorschreibung vom 01.06.2017

eine Lohn-/Gehaltsabrechnung der Beschwerdeflihrerin vom Juni 2017 sowie

ein Bescheid des Landesschulrates Uber die Gewahrung von Schulbeihilfe flr das Schuljahr 2016/17 an die
Beschwerdefihrerin.

2. Am 28.08.2017 richtete die belangte Behorde an die Beschwerdefuhrerin unter dem Titel "ANTRAG AUF BEFREIUNG -
NACHREICHUNG VON UNTERLAGEN" folgendes Schreiben:

"[...] danke fur Ihren Antrag [...] auf

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernsehempfangseinrichtungen

* Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Radioempfangseinrichtungen

Fir die weitere Bearbeitung, bendtigen wir von lhnen noch folgende Angaben bzw. Unterlagen:

* Kopie des Nachweises Uber eine im Gesetz genannte Anspruchsgrundlage (soziale Transferleistung der offentlichen
Hand).

* Nachweis Uber alle Bezlge des/der Antragsteller/in bzw. gegebenenfalls aller Personen, die im gemeinsamen
Haushalt leben.

Dies konnen beispielsweise sein - bitte immer in Kopie:

* bei Berufstatigen die aktuelle Lohnbestatigung oder der letzte Einkommenssteuerbescheid
* bei Pensionisten die aktuelle Bestatigung Uber Pensionsbezlge

* bei Auszubildenden die Bestatigung der Lehrlingsentschadigungen

* bei Schilern und Studenten die Bescheide Uber Schiler- und Studienbeihilfen sowie Angabe der sonstigen
Zuwendungen (Unterhaltszahlungen der Eltern) und Einkinfte (geringflgige Beschaftigung)

* bei Personen, die in der Landwirtschaft tatig sind, die Einheitswertbescheide
* sowie gegebenenfalls Bezlige von Alimenten bzw. sonstigen Unterhaltszahlungen

Anspruch und weitere aktuelle Einkommen (zB. Studienbeihilfe, Schilerbeihilfe 2017/2018, RezeptgebUhrenbefreiung)
von XXXX & aktuelles Einkommen von XXXX nachreichen.



Wir bitten Sie, die noch fehlenden Unterlagen innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung dieses Schreibens
nachzureichen. Bitte legen Sie lhren Unterlagen unbedingt das beiliegende Formular ,Deckblatt zur Nachreichung von
Unterlagen' bei. Auf diese Weise ist eine rasche Bearbeitung Ihres Antrags moglich.

[...]
Sollten uns bis zum Stichtag die bendtigten Informationen und Unterlagen nicht vorliegen, mussen wir lhren Antrag
leider zurtickweisen."

3. Weitere Unterlagen der Beschwerdefiihrerin langten daraufhin bei der belangten Behérde nicht ein.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 04.10.2017 wies die belangte Behorde den Antrag der Beschwerdefihrerin
zurlick. Begrindend fuhrte sie aus, dass die BeschwerdefUhrerin schriftlich dazu aufgefordert worden sei, fehlende
Angaben bzw. Unterlagen nachzureichen. Die belangte Behorde begriindete ihre Entscheidung damit, dass von der
Beschwerdefihrerin weder Nachweise Uber eine im Gesetz genannte Anspruchsgrundlage noch Nachweise Uber alle
Bezlige im gemeinsamen Haushalt nachgereicht worden seien: "Anspruch und weitere aktuelle Einkommen (zB.
Studienbeihilfe, Schilerbeihilfe 2017/2018, Rezeptgebuhrenbefreiung) von XXXX & aktuelles Einkommen von XXXX

wurde nicht nachgereicht.".

5. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde vom 22.10.2017, die am selben Tag bei der
belangten Behdrde einlangte. In dieser wird begrindend ausgefuhrt, dass der "fehlende Anhang" bezlglich der
Rezeptgebuhrenbefreiung in Bearbeitung sei. Bei der Antragstellung habe das Einkommen ihrer Mitbewohnerin
gefehlt. Dies werde hiermit erganzt. Die Eltern der Mitbewohnerin wirden die Miete bezahlen, und sie bekomme

monatlich 150 Euro Taschengeld.

6. Mit hg. am 14.12.2017 eingelangter Beschwerdevorlage Ubermittelte die belangte Behtrde dem

Bundesverwaltungsgericht die Akten zum vorliegenden Verfahren.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der im Beschwerdefall maf3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus den Ausfuhrungen unter I.
2. Beweiswurdigung:

Diese Ausfihrungen grinden sich auf die jeweils erwahnten Entscheidungen, Unterlagen und Schriftsatze, welche Teil
der dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verfahrensakten sind.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchpunkt A)

3.1. 8 28 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013, regelt die Kognitionsbefugnis der
Verwaltungsgerichte und lautet auszugsweise wie folgt:

"Erkenntnisse

§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemdaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der mafRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33

den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behorde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

(4) Hat die Behdorde bei ihrer Entscheidung Ermessen zu Gben, hat das Verwaltungsgericht, wenn es nicht gemaf3 Abs. 2
in der Sache selbst zu entscheiden hat und wenn die Beschwerde nicht zurlckzuweisen oder abzuweisen ist, den
angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behorde zuruckzuverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

(5) Hebt das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf, sind die Behdrden verpflichtet, in der betreffenden
Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverzlglich den der Rechtsanschauung des
Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

[..1"

3.2. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebihren (Rundfunkgebuhrengesetz - RGG),BGBI. | Nr.
159/1999, lautet idF BGBI. | Nr. 70/2016 auszugsweise:

"[...]
Rundfunkgebuihren

8§ 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccccveevcenneenne 0,36
Euro

Fernseh-Empfangseinrichtungen ........cccccovveennene. 1,16
Euro

monatlich

[...]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §8 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegebuhrengesetz (Fernmeldegebihren-ordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten

Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebuhr vorliegen.
[..]
Verfahren

8 6 (1) Die Wahrnehmung der behérdlichen Aufgaben nach 8 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der

Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz

(Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.
[..]"

3.3. Die 88 47 bis 51 der Anlage zum Fernmeldegebiihrengesetz (Fernmeldegebtihren-ordnung), in der Folge: FGO,
BGBI. Nr. 170/1970idF BGBI. | Nr. 70/2016, lauten auszugsweise:

"§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

der Rundfunkgebuhr fur Radio-Empfangseinrichtungen (§ 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),
der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG) zu befreien:
1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, BGBI. Nr. 313/1994;
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3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbeduirftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2. Von der Rundfunkgebtihr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;

b) Heime fur solche Personen,

wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fir einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge. (4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind
Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten,
Opferfiirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht
anzurechnen sind auBerdem die Einkilnfte der am Standort einer zu pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die
aus den Einkunften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnltzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte auBergewothnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug
eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.

8§ 49. Eine GebUhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen
Hauptwohnsitz haben,

2. der Antragsteller muss volljahrig sein,

3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,
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4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsraume gelten flr Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis tber den Verlust des Gehdrvermdgens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen
werden kann.

(3) Die Finanzbehdrden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einklinfte im Sinne von § 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Gber die Einkommensverhaltnisse
nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht
ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fur die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung malRgeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

(6) Die Gesellschaft darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwenden; sie hat daflir Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zuldssigen Umfang verwendet werden und hat
Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemaR § 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRRen.

(2) Die GebUhrenbefreiung ist mit héchstens funf Jahren zu befristen. Bei Festsetzen der Befristung ist insbesondere
Bedacht auf die Art, die Dauer und den Uberpriifungszeitraum der in § 47 genannten Anspruchsberechtigung zu
nehmen.

(3) Der Wegfall der Voraussetzung fur die Gebihrenbefreiung ist der GIS GebUhren Info Service GmbH anzuzeigen. Die
von den Rundfunkgebihren befreite Person oder Institution hat der GIS Gebulhren Info Service GmbH jederzeit auf
Verlangen Auskilnfte zu den Umsténden der Anspruchsberechtigung zu geben.

(4) Im Falle des Wegfalles auch nur einer der Voraussetzungen flr eine Gebihrenbefreiung hat die GIS Gebihren Info
Service GmbH mittels Bescheid die Entziehung der GebuUhrenbefreiung rickwirkend mit jenem Zeitpunkt
auszusprechen, an dem die Voraussetzung flr die Gebulhrenbefreiung weggefallen ist. Im Falle der Verletzung der
Auskunfts-, Vorlage- bzw. Meldepflichten des Abs. 3 hat die GIS GebUhren Info Service GmbH mittels Bescheid die
Gebuhrenbefreiung zu entziehen."

3.4. Die FGO enthalt demnach die Verpflichtung des Antragstellers, den Befreiungsgrund durch den Bezug einer der in
§ 47 Abs. 1 leg.cit. genannten Leistungen nachzuweisen. Die erforderlichen Nachweise sind gemaR § 51 Abs. 1 zweiter
Satz leg.cit. dem Antrag anzuschlieBen. Gemaf3 § 50 Abs. 4 FGO ist die GIS Geblihren Info Service GmbH berechtigt, den
Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden
aufzufordern.

3.5. "Sache" des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht im Falle einer Beschwerde gegen einen zuriickweisenden
Bescheid der Behorde ist ausschlieBlich die Frage der RechtmaRigkeit der Zuriickweisung des verfahrenseinleitenden
Antrages durch die belangte Behdrde (vgl. dazu VwWGH 18.12.2014, ZI. Ra 2014/07/0002).


https://www.jusline.at/gesetz/fgo/paragraf/50

Es ist daher allein entscheidungswesentlich, ob die Zurtckweisung des Antrags durch die belangte Behtrde wegen
Nichterbringung des gemaR & 47 Abs. 1 iVm & 51 Abs. 1 zweiter Satz bzw. 8 50 Abs. 4 FGO geforderten Nachweises zu
Recht erfolgt ist.

3.6. GemaR & 13 Abs. 3 AVG ermachtigen Mangel schriftlicher Anbringen die Behorde nicht zur Zurtickweisung. Die
Behorde hat vielmehr von Amts wegen unverziglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die
Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach
fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurlickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als
ursprunglich richtig eingebracht.

Die von der Behorde gesetzte Frist muss zur Vorlage bereits vorhandener Unterlagen angemessen sein, nicht aber zur
Beschaffung dieser Unterlagen (vgl. VwGH 06.07.1989, 87/06/0054; 29.10.1992, 92/10/0410).

3.7. Von der Beschwerdefihrerin wurden im Zeitpunkt der Antragstellung die gemaf3§ 50 Abs. 1 Z 1 FGO sowie gemaf}
8 50 Abs. 4 FGO geforderten Nachweise (Nachweis einer Anspruchsberechtigung sowie Vorlage samtlicher fur die
Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Unterlagen) nicht vollstandig erbracht. Die belangte
Behorde forderte daher die Beschwerdefiihrerin auf, eine Kopie des Nachweises Uber eine der im Gesetz genannten
Anspruchsgrundlagen sowie Nachweise Uber ihre Bezliige bzw. die Bezlge ihrer Mitbewohnerin (konkret: "Anspruch
und weitere aktuelle Einkommen (zB. Studienbeihilfe, Schilerbeihilfe 2017/2018, Rezeptgebihrenbefreiung) vonXXXX
& aktuelles Einkommen von XXXX nachreichen”; vgl. 1.2.) innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung des
Schreibens nachzureichen.

Da innerhalb dieser Frist von der Beschwerdefihrerin keine weiteren Unterlagen nachgereicht wurden, wies die
belangte Behorde den verfahrenseinleitenden Antrag der Beschwerdefuhrerin zurtck.

3.8. In der vorliegenden, rechtzeitig eingebrachten und zulassigen Beschwerde bringt die Beschwerdefihrerin vor,
dass der "fehlende Anhang" bezlglich der Rezeptgebihrenbefreiung in Bearbeitung sei. Bei der Antragstellung habe
das Einkommen ihrer Mitbewohnerin gefehlt. Dies werde hiermit erganzt. Die Eltern der Mitbewohnerin wirden die
Miete bezahlen, und sie bekomme monatlich 150 Euro Taschengeld.

Die Beschwerdefihrerin macht folglich nicht geltend, dass sie die von der belangten Behdrde nachgeforderten
Unterlagen innerhalb der von der belangten Behdrde gesetzten Frist zur Nachreichung von Unterlagen vorgelegt habe.
Sie bringt auch nicht vor, dass sie binnen offener Frist sonst mit der Behérde Kontakt aufgenommen habe.

Die Beschwerdefthrerin ist darauf hinzuweisen, dass Bezieher sozialer Transferleistungen gemal38 47 Abs. 1 FGO
Anspruch auf eine Gebuhrenbefreiung haben. Dass die Beschwerdefuhrerin aktuell Bezieherin einer sozialen
Transferleistung ist, hat sie im Verfahren nicht nachgewiesen. Vielmehr verweist sie in der Beschwerde darauf, dass ihr
Ansuchen auf Rezeptgeblhrenbefreiung noch "in Bearbeitung" sei. GemaR § 50 Abs. 4 FGO ist die belangte Behotrde
weiters berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des Haushalts-Nettoeinkommens
erforderlichen Urkunden aufzufordern. Auch dieser Aufforderung ist die Beschwerdeflhrerin nicht fristgerecht
nachgekommen. Dies raumt sie in der Beschwerde auch ein.

Gleichzeitig mit der erhobenen Beschwerde reicht die Beschwerdefihrerin zwar entsprechende Informationen nach,
hierzu ist allerdings zu sagen, dass eine Verbesserung nach Erlassung des Zurtickweisungsbescheides in Bezug auf das
ursprungliche Ansuchen wirkungslos und bei der Prifung der RechtmaRigkeit des ZurlUckweisungsbescheides aul3er
Acht zu lassen ist (VwGH 03.03.2011, 2009/22/0080).

Unter Zugrundelegung der vorgenannten Judikatur lag im Beschwerdefall ein Mangel des verfahrenseinleitenden
Antrags vor, weshalb auch der Verbesserungsauftrag der belangten Behorde erforderlich war. Die gesetzte Frist zur
Vorlage der Unterlagen war angemessen. Die Beschwerdefihrerin erflllte diesen Verbesserungsauftrag hinsichtlich
des Nachweises einer Anspruchsgrundlage (8 50 Abs. 1 Z 1 FGO) nicht.

Da die Zurtickweisung des verfahrensgegenstandlichen Antrages durch die belangte Behdrde aus alledem zu Recht

erfolgt ist, war die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich jedoch veranlasst festzuhalten, dass die vorliegende abschlagige
Entscheidung einer neuerlichen Antragstellung bei der GIS Gebtihren Info Service GmbH hinsichtlich der Befreiung von

der Rundfunkgebihr nicht entgegensteht.
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3.9. Von der Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte im vorliegenden Fall - auch mangels eines
entsprechenden Parteienantrages und angesichts des unbestrittenen Sachverhaltes - gemaR § 24 Abs. 1 und 4 VwGVG
abgesehen werden.

Zu Spruchpunkt B)

Gemald § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG), BGBI. Nr. 10/1985 idFBGBI. | Nr. 24/2017, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemafR3 Art. 133
Abs. 4 B-VG idF BGBI. | Nr. 164/2013 zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Ist die Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zulassigkeit einer Revision begrindende Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung vor (VWGH 28.05.2014, ZI Ro 2014/07/0053).

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch sind keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6ésenden Rechtsfrage ersichtlich. Die vorliegende

Entscheidung ergeht aufgrund einer eindeutigen Rechtslage und folgt der zitierten Judikatur.
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